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6.
27. VII. 23 
IX  Z R  138/21

7.
I. VIII. 23 
X Z B 9 /2 1

a) D er Insolvenzverw alter hat die ihm bekannten Konten 
der H ausban k  des Schuldners innerhalb eines angemessenen 
Z eitraum s darauf zu überprüfen, ob ihm die Kontounterlagen 
vollständig vorliegen und die Kontounterlagen A nhaltspunk­
te für anfechtungsrelevante Vorgänge enthalten.
b) G rob  fahrlässige Unkenntnis von den tatsächlichen Vor­
aussetzungen eines Insoivenzanfechrungsanspruchs setzt v o ­
raus, dass der Insolvenzverw alter seine Erm ittlungspflichten 
in besonders schwerer, auch subjektiv vorw erfbarer Weise 
vernachlässigt hat.
c) H insichtlich eines in den D rei-M onats-Z eitraum  der D e ­
ckungsanfechtung fallenden Anfechtungstatbestandes liegt 
regelmäßig grob fahrlässige Unkenntnis vor, wenn der Insol­
venzverw alter die Ü berprüfun g der ihm bekannten von der 
H ausban k  des Schuldners geführten Konten fü r mehr als drei 
Jahre ab Eröffnung des Insolvenzverfahrens unterlässt und 
sich ihm aufgrund der aus den Kontounterlagen erkennbaren 
Z ahlungsvorgänge und der ihm bekannten sonstigen Tatsa­
chen w eitere Erm ittlungen hätten aufdrängen m üssen.............  76

a) G egen eine Entscheidung über die H erausgabe eines G u t­
achtens, das in einem selbständigen Bew eisverfahren aufgrund 
einer nach § 140c Abs. 3 P atG  oder § 24c Abs. 3 G ebrM G  
angeordneten Besichtigung erstellt w orden ist, an den A ntrag­
steller des Bew eisverfahrens ist gemäß § 567 A bs. 1 Nr. 2 Z P O  
die so fortige Beschw erde statthaft. D ies gilt nicht nur dann, 
wenn der Antrag auf H erausgabe abgelehnt wird, sondern 
auch dann, wenn das erstinstanzliche G ericht die H erausgabe 
anordnet, obwohl der Antragsgegner dem  unter G eltendm a­
chung von Geheim haltungsim eressen entgegengetreten ist.
b) Fü r die Entscheidung über die H erausgabe des Gutachtens
ist die Frage, wie wahrscheinlich das Bestehen von A n sprü­
chen w egen Verletzung des Schutzrechts ist, nur dann erheb­
lich, wenn der A ntragsgegner berechtigte Geheim haltungsin­
teressen dargelegt hat. (»Ä sthetische B eh an d lu n g«).................. 93



8.
3. V III. 23 
III Z R  54/22

a) Z ur Verhälcnismäßigkeit infektionsschutzrechtlicher Ver- 
anstaJtungsverbote und -beschränkungen (hier: B erufsm usi­
ker) in dem  Zeitraum  von M ärz bis Ju li 2020 zur Verhinde­
rung der weiteren A usbreitung des SA RS-C oV -2-V irus.
b) Zu den durch Art. 14 A bs. 1 G G  geschützten R echtspo­
sitionen zählt auch der eingerichtete und ausgeübte Gewer­
bebetrieb.
c) M it infektionsschutzrechtlichen Veranstaltungsverboten 
und -beschränkungen gehen typischerweise Eingriffe in das 
beruflich genutzte Eigentum  von Gew erbetreibenden einher, 
die ihre Tätigkeit auf Publikum  ausgcrichtet haben. D abei 
handelt es sich nicht nur um eine Veränderung der rechdichen 
Rahm enbedingungen für eine unternehmerische Tätigkeit, 
durch die lediglich künftige U m satz- und Gew innchancen 
gem indert werden.
d) D ie durch A rt. 5 A bs. 3 G G  gewährleistete Kunstfreiheit 
ist in Fällen, in denen es um  den Ausgleich von Erw erbs­
schäden au f G rund von infektionsschutzrechtlichen Vcran- 
staltungsverboten und -beschränkungen geht, nicht in ihrer 
immateriellen, sondern in ihrer verm ögensrechtlichen D im en­
sion betroffen. Soweit die K u n st beruflich oder gewerblich 
ausgeübt w ird, ist daher die Berufsfreilieit aus A rt. 12 Abs. 1 
G G  maßgeblich.
e) Die Frage, ob für längerfristige existenzgefährdende Maß­
nahmen ausnahm sw eise eine H aftungsgeneralklausel im Infek­
tionsschutzgesetz normiert werden müsste, stellt sich im Rah­
men der sozialstaatlichen Bew ältigung einer Pandem ie nicht.. 105
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